
Spatenstich für ICE-Neubaustrecke (in Nürnberg)
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Falsch gerechnet
Die Deutsche Bahn AG hatsich bei derPlanung einer neu
en ICE-Trasse, die von München überIngolstadt nach
Nürnberg führensoll, um mehr alseine halbeMilliarde
Mark verkalkuliert. Die Bahn hattesich trotz erhebliche
Bedenken desBundesrechnungshofes gegen eineAlterna-
tivstreckeüberAugsburg entschieden (SPIEGEL25/1994).
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Der bayerische MinisterpräsidentEdmund Stoiber und
Bahn-Chef HeinzDürr setzten vorvergangene Woche d
ersten Spatenstich.
Die Frankfurter Rechnungsprüferwiesen derBahn jetzt ei-
ne Vielzahleklatanter Fehler nach. Die auch von der Bu
desregierung favorisierte Streckenführungüber Ingolstadt
war zu günstiggerechnet worden.Allein beim Tunnelbau
kalkulierten die Planer die Kosten um 530Millionen Mark
zu niedrig. So fehlt ein 4,8 Kilometer langerTunnel, der un-
ter dem KöschingerForst gebaut werdensoll, im Kosten-
vergleich zwischen denbeiden Strecken;mehrere Tunne
wurdenfalschvermessen. Alleindadurch verteuertsich der
Voranschlag von gut drei MilliardenMark um rund 200Mil-
lionen Mark. Zudem wurden Investitionskosten von 3
Millionen Mark für Weichenheizungen, Stromversorgu
und Beleuchtung auf dem BauabschnittzwischenIngolstadt
und Münchenvergessen.
Die Streckenführungüber Augsburg wurde durch Reche
fehler dagegenteurer alstatsächlichnotwendig. 5,5Millio-
nen Mark für elektrischeAnlagen beim Bahnhof inRoth
wurden doppeltveranschlagt; derUmbau desTreuchtlinger
Bahnhofs taucht in der Kostenrechnung auf,obwohl er
schon1992 abgeschlossenwurde. Die Bahnlistete außer-
dem 26,6 MillionenMark für die ErneuerungeinesStell-
werks in München-Pasingauf, das unabhängig von derICE-
Trasseüberholt werdenmuß.
Die ICE-Strecke überIngolstadt kostet, so dasFazit der
Rechnungsprüfer,3,89 Milliarden, die Alternativlösung
über Augsburg würde inWirklichkeit nur 2,2 Milliarden
Mark betragen.
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Seites Anfänge
als Querulant
Der mecklenburg-vorpom
mersche Ministerpräside
Berndt Seite (CDU) fürchte
um seinenRuf. Bisher hatte
er stets beteuert, zuDDR-
Zeiten nurMitglied des Frei-
en Deutschen Gewerk
schaftsbundes (FDGB) ge-
wesen zu sein; anderweit
habe er sich politisch nicht
betätigt. Nun aber mußt
Seitezugeben, daß er für d
NationaleFront (NF) kandi-
diert hatte, für die von de
SED angeführteEinheitsliste
aller Parteien und großen O
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ganisationen derDDR.
Im Mai 1989 hatte er
sich alsFDGB-Mitglied
bei den Kommunal
wahlen für die NF auf
stellen lassen und wa
in seinem Heimatdorf
Walow gewählt wor-
den. DemStaatssicher
heitsdienst war der Po
litiker allerdings ver-
dächtig: In Spitzel-Be
richten tauchtSeite als
Querulant auf,weil er
schon auf der ersten
Gemeindeversammlungsei-
nem „Unmut“ über das
Blockwahlverfahren durc
„unsachliche Gesten und
kurze Bemerkungen“ Luf
gemachthatte. AndereStasi-
Unterlagen wiederumweisen
Seite, der einer der Kandid
ten Helmut Kohls für das
Amt des Bundespräsidente
war, als West-Skeptiker au
Noch im September1989hat-
te er einem Konfidenten de
Ständigen Vertretung der
Bundesrepublik in Ost-Ber
lin erklärt, der Westen sei e
„nicht wert“, ausreisewillige
DDR-Bürger zu bekommen
Die Menschen würden „fü
anstehende Veränderung
in der DDR benötigt“. Seite
war wenige Wochen späte
Mitbegründer des Neuen F
rums im KreisRöbel und tra
1990 der CDUbei.
R e p u b l i k a n e r

Griff in die
Staatskasse
Die rechtsradikalen Republ
kaner versuchen, das Parte
engesetz mit organisierte
Spenden zu überlisten. U
höhere Zuschüsse aus de
BonnerStaatshaushalt zu b
kommen,will die Partei mit
Mitgliedern künftig Arbeits-
verträge über „geringfügige
Beschäftigung“ abschließe
Bundesschatzmeister Klau
Dieter Pahl hat an Parte
freunde Musterverträgever-
schickt,nachdenenstets „Die
Republikaner, Plittersdorfer
Str. 91,53173Bonn“ als Ar-
beitgeber genannt werdensol-
len. Der Monatslohn von 50
Mark soll allerdings nicht aus
gezahlt werden. Mit einer
„Verzichts-Erklärung“ spen
den die Arbeitnehmer den B
trag umgehend der Parte
Der Trick: Spenden könne
als Einnahmeverbucht wer-
den und verbessern rein rec
nerisch die Bilanz, auc
wenn tatsächlich kein Geld
fließt. Den gelegentlich fi
nanziellklammen Republika
nernwarenschon mal staatli
che Geldergekürzt worden,
weil Zuwendungen laut Par
teiengesetz nichthöher aus-
fallen dürfen als die Eigen
einnahmen einer Partei. P
Spendenmark, die einerPar-
tei zufließt, zahlt derStaat
neuerdings 50 Pfennigdazu.
D E U T S C H L A N D
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